






 
CONSIGLIO REGIONALE DEL TRENTINO-ALTO ADIGE 

REGIONALRAT TRENTINO-SÜDTIROL 
 

XVII. Gesetzgebungsperiode – 2025    Trient, den 30. Juli 2025 
        Prot. Nr. 2669 RegRat 
 

Nr. 152XVII 
 

An den  
Präsidenten des Regionalrates 
Roberto Paccher 
________________________ 
 

A N F R A G E 
 

 

Transparenz und Korruptionsvorbeugung: Verzögerungen bei der Anpassung der regionalen 

Gesetzgebung und laufende Gespräche mit der ANAC 

 

Mit der am 27. November 2024 vorgelegten Anfrage Nr. 72/XVII wurde um Auskunft hinsichtlich 
der Anpassung der regionalen Transparenzbestimmungen an die im gesetzesvertretenden Dekret Nr. 
33/2013 enthaltenen Pflichten ersucht, im Besonderen mit Bezug auf die ausschließlich dem Staat 
vorbehaltene Gesetzgebungsbefugnis bei der Festsetzung der laut Artikel 117, Absatz 2, Buchstabe 
m) der Verfassung vorgesehenen wesentlichen Leistungen im Rahmen der bürgerlichen und sozialen 
Grundrechte, die im ganzen Staatsgebiet gewährleistet sein müssen.  
 
In der am 19. Dezember 2024 übermittelten Antwort hat der Präsident der Region bestätigt, dass ein 
Austausch mit der Nationalen Antikorruptionsbehörde (ANAC) stattfindet. Doch aus den 
Darlegungen geht hervor, dass es diesbezüglich zu Verzögerung bzw. zu einem Stillstand gekommen 
ist. Nach vier Jahren moralischer Überredung der ANAC bestätigt die Regionalregierung im 
Antwortschreiben, dass die gemeinsame Arbeit mit der ANAC „noch in der Anfangsphase“ ist.  
 
Die Antwort wurde von den Unterzeichnern der Anfrage öffentlich kommentiert, wobei diese der 
Region und den beiden autonomen Provinzen ein unterlassendes Verhalten in Bezug auf die 
Verpflichtung vorwarfen, sich an die staatlichen Transparenzpflichten zu halten, wie sie im 
gesetzesvertretenden Dekret Nr. 33/2013 festgelegt sind und die wesentlicher Bestandteil der 
verfassungsmäßig vorgesehenen wesentlichen Leistungen im Rahmen der bürgerlichen und sozialen 
Grundrechte sind und daher auch für Regionen mit Sonderstatut gelten. 
 
Für die Einbringer der Anfrage ist es inakzeptabel, dass sich unsere Region mehr als zehn Jahre nach 
Inkrafttreten der gesamtstaatlichen Transparenzbestimmungen weiterhin hinter angeblichen 
regulatorischen Besonderheiten versteckt, um eine Ausnahmeregelung zu rechtfertigen, welche die 
Rechte der Bürgerinnen und Bürger auf Zugang zu den Informationen einschränkt und das Vertrauen 
in die Institutionen untergräbt.  
 
Zudem haben sie in ihrer Stellungnahme auf den Widerspruch zwischen der Untätigkeit der 
Regionalverwaltung und der im Zusammenhang mit der Transparenz verwendeten Rhetorik 
verwiesen und stellten klar, dass die Nichtanwendung der staatlichen Bestimmungen nicht nur eine 
rein technische Angelegenheit ist, sondern ein relevantes politisches und institutionelles Problem 



 

darstellt, das sich unmittelbar auf die Qualität der Demokratie und die Korruptionsprävention 
auswirkt. 
 
Da die vom Präsidenten der Region in Beantwortung der Anfrage Nr. 72 gelieferten Informationen 
als unzureichend erachtet wurden, wandten sich die Fragesteller im Januar 2025 direkt an die ANAC 
und ersuchten diese um eine präzise Stellungnahme. Am 25. Juni 2025 ging eine offizielle Mitteilung 
der Nationalen Antikorruptionsbehörde (ANAC) ein, die – unter Beachtung der Zugangsgrenzen, die 
in der mit dem Beschluss Nr. 297 vom 17. Juni 2024 erlassenen Verordnung für die Ausübung der 
beratenden Funktion der ANAC festgelegt sind– wichtige neue Aspekte zum Stand des Austauschs 
mit der Region Trentino-Südtirol und den beiden autonomen Provinzen lieferte. 
 
Aus dem Schreiben geht hervor, dass der 2020 begonnene Austausch aufgrund der COVID-19-
Pandemie und des darauffolgenden Endes der Legislaturperiode unterbrochen worden war, jedoch im 
Juli 2024 offiziell wieder aufgenommen worden ist. Nach einer Entscheidung des ANAC-Rates vom 
12. Februar 2025 wurde der Austausch auch auf die autonomen Provinzen Trient und Bozen 
ausgedehnt und findet nun im Rahmen einer eigens eingerichteten technischen Arbeitsgruppe statt. 
 
Der Austausch ist demnach im Gange, und die ANAC hat zugesichert, nach Abschluss der Gespräche 
die in ihrer Zuständigkeit liegenden Initiativen zu ergreifen, um die Angleichung der Gesetzgebung 
der Region und der beiden Provinzen an die staatlichen Standards in den Bereichen Transparenz und 
Korruptionsprävention sicherzustellen. 
 
Die Antikorruptionsbehörde hat zudem auf zwei Beschlüsse verwiesen, die für eine rechtliche 
Einordnung der Transparenzvorschriften und deren Umsetzung in den Sonderautonomien 
maßgeblich sind. Es sind dies der Beschluss Nr. 1310/2016 (mit Anhang 1) und der Beschluss Nr. 
174/2018. Beide enthalten Anweisungen zur Umsetzung des gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 
33/2013 von Seiten der Regionen und autonomen Provinzen. 
 
Zur Abrundung des Gesamtbildes ist hervorzuheben, dass dem Regionalrat der Region Trentino-
Südtirol bis heute keine offizielle Mitteilung über die Aufnahme oder den Stand der Arbeiten der 
technischen Arbeitsgruppe mit der ANAC vorliegt. 
 
Diese Unterlassung kommt einem schwerwiegenden institutionellen Manko gleich: Obwohl der 
Regionalrat die Gesetzgebungskompetenz in Bezug auf die örtlichen Körperschaften innehat, wird er 
nicht in die laufenden Anpassungsprozesse einbezogen und kann daher dazu auch keinen Beitrag 
leisten. Seine Rolle reduziert sich somit erneut auf eine passive Absegnung von Initiativen der 
Regionalregierung. 
 
Wenn wir heute von einem Zustand der Post-Demokratie sprechen, dann auch deshalb, weil man 
zulässt, dass entscheidende technische Prozesse für die Wahrung der Grundrechte der Bürger ohne 
transparente und bewusste Beteiligung des Gesetzgebungsorgans und ohne die notwendige 
öffentliche Diskussion ablaufen. 
 
Dies vorausgeschickt,  
 

befragen die unterfertigten Regionalratsabgeordneten die Regionalregierung, 

um Folgendes zu erfahren: 

 

1. Welche Beanstandungen hat die ANAC konkret in Bezug auf die Nichteinhaltung, von Seiten 
der Region, der staatlichen Pflichten im Bereich Transparenz und Korruptionsprävention 
formuliert, insbesondere im Hinblick auf die regionale Gesetzgebung im Bereich der Ordnung 
der örtlichen Körperschaften? 



 

2. Welche offizielle Haltung nimmt die Region in Bezug auf die nicht den staatlichen Standards 
im Bereich der Transparenz entsprechenden regionalen Gesetzesbestimmungen ein und 
welche rechtlichen und politischen Argumente werden gegebenenfalls zur Rechtfertigung der 
aktuellen Nichterfüllung oder zur Verteidigung der rechtlich einwandfreien Abweichungen 
vom geltenden Rechtsrahmen vorgebracht? 

3. Wie ist die technische Arbeitsgruppe für den Austausch mit der ANAC zusammengesetzt? Es 
wird um Angabe der Namen, Funktionen sowie der Zugehörigkeitsverwaltungen der 
technischen und politischen Vertreter der Region ersucht. 

4. Welche Tätigkeiten sind bisher im Rahmen der technischen Arbeitsgruppe durchgeführt 
worden und welche Schritte sollen demnächst gesetzt werden? Es wird um Angabe der 
Fristen, innerhalb derer der Austausch abgeschlossen und das Verfahren zur Anpassung der 
regionalen Gesetzesbestimmungen eingeleitet werden soll, ersucht. 

5. Wie gedenkt man vorzugehen, um die Einbindung des Regionalrats in diesen 
Anpassungsprozess sicherzustellen, damit die gesetzgeberischen Entscheidungen nicht auf 
bloße Absegnungen anderswo getroffener Beschlüsse reduziert werden, sondern das Ergebnis 
einer auf korrekten Informationen basierten, partizipativen und transparenten Debatte sind? 

 
 

Im Sinne der Geschäftsordnung wird um eine schriftliche Antwort ersucht. 
 

Gez.: DIE REGIONALRATSABGEORDNETEN 
         Maria Elisabeth Rieder 
         Paul Köllensperger 
         Alex Ploner 
         Franz Ploner 
 

 

 

 

 


